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1. Zusammenfassung 

Der Bebauungsplan „GE Autobahn West“, rechtsverbindlich seit dem 11.01.2006, soll 

in einem Teilbereich aufgehoben werden. Der betroffene Bereich ist befestigt und wird 

derzeit als Parkplatz genutzt.  

Die Fläche wurde bis in die 1990er Jahre als LKW- Stellplatz genutzt und war Teil der 

LKW-Abfertigung der Autobahn-Zollstation. Nach Aufgabe der Zollstation wurde der 

Bebauungsplan „GE Autobahn West“ erstellt um für das Areal eine Folgenutzung als 

Gewerbegebiet zu ermöglichen. Während der nördliche Teil bebaut wurde, wurde das 

Baurecht im Geltungsbereich der Teilaufhebung bisher nicht in Anspruch genommen. 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde ist der Bereich als einge-

schränktes Gewerbegebiet dargestellt.  

Das Gebiet ist derzeit unbebaut, aber, aufgrund der früheren Nutzung, versiegelt. 

Nach Luftbildauswertung wird derzeit von einer temporären Nutzung als Parkplatz 

ausgegangen. Mit der Aufhebung des Bebauungsplanes wird es keiner Bebauung 

zugeführt, sondern soll künftig zum Außenbereich gezählt werden. Der Geltungsbe-

reich liegt im wassersensiblen Bereich und neben der Inntalautobahn.  

 

Schutzgut  Erheblichkeit  

der negativen Auswir-

kung 

Boden keine 

Fläche keine 

Wasser keine 

Luft und Klima, Klimaschutz und Klima-

anpassung 

keine 

Arten, Biotope und biologische Vielfalt keine 

Orts- und Landschaftsbild keine 

Mensch keine 

Kultur- und Sachgüter keine 

 

Weitere negative Auswirkungen auf die Umwelt sind nicht zu erwarten.  

2. Einleitung 

Im Rahmen eines Bauleitplanverfahrens ist für die Belange des Umweltschutzes nach 

§ 1 Absatz 6 Nummer 7 und § 1a eine Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB 

durchzuführen. 

Dabei sind die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln. Das 

Ergebnis der Umweltprüfung wird in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet. 

Der Umweltbericht wird nach der Anlage 1 BauGB erstellt und bildet einen gesonder-

ten Teil der Begründung.  

Die Gemeinde legt für jeden Bauleitplan fest, in welchem Umfang und Detaillierungs-

grad die Ermittlung der Belange für die Abwägung erforderlich ist. Die Umweltprüfung 

bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein aner-
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kannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans an-

gemessenerweise verlangt werden kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der 

Abwägung zu berücksichtigen.  

Somit kommt die Gemeinde nun zum Schluss, dass der gegenständliche Umweltbe-

richt einen Datenumfang erreicht hat, der vernünftigerweise verlangt werden konnte. 

Der Inhalt und Detaillierungsgrad des Umweltberichts (als Ergebnis der Umweltprü-

fung) berücksichtigt dabei den gegenwärtigen Wissensstand und aktuelle Prüfmetho-

den. Der Gemeinde liegen damit ausreichende Informationen für den Entscheidungs-

prozess auf Ebene der Bauleitplanung vor. 

2.1 Inhalt und Ziel der Planung 

Die Fläche wurde bis in die 90er Jahre als LKW- Stellplatz genutzt und war Teil der 

LKW-Abfertigung der Autobahn-Zollstation. Nach Aufgabe der Zollstation wurde der 

Bebauungsplan GE Autobahn West erstellt um für das Areal eine Folgenutzung als 

Gewerbegebiet zu ermöglichen. Während der nördliche Teil bebaut wurde, wurde das 

Baurecht im Geltungsbereich der Teilaufhebung bisher nicht in Anspruch genommen. 

Nach Luftbildauswertung wird derzeit von einer temporären Nutzung als Parkplatz 

ausgegangen. 

Der Bebauungsplan „GE Autobahn West“ vom 11.01.2006 soll in diesem Teilbereich 

aufgehoben werden. Der Bebauungsplan sieht für den Bereich ein eingeschränktes 

Gewerbegebiet mit einem Baufenster vor. Nach der Aufhebung wird der Bereich pla-

nungsrechtlich zum Außenbereich gezählt. Eine bauliche Entwicklung ist nicht vorge-

sehen.  

 

Abb. 1 Plangebiet mit Umgriff der 1. Änderung des rechtsverbindlichen Bebauungsplans „GE Auto-
bahn West“ (blau , ohne Maßstab © Bayerische Vermessungsverwaltung, Stand 12.01.2024 
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Der Geltungsbereich umfasst Teilflächen der Fl.-Nrn. 370/24 und 370/23, alle Gemar-

kung Kiefersfelden. Er ist etwa 1 ha groß. 

Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Kiefersfelden von 2018 ist 

der Bereich der Teilaufhebung als eingeschränktes Gewerbegebiet dargestellt.  

 

 

Abb. 2 Ausschnitt aus dem wirksamen FNP (2018) mit Geltungsbereich, ohne Maßstab 

2.2 Vorgaben, Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes  
und deren Berücksichtigung 

Nachfolgend werden tabellarisch die Vorgaben, Ziele und Grundsätze des Umwelt-

schutzes gelistet. Es wird entweder ihre Berücksichtigung in der Planung (mit Verweis 

auf den jeweiligen Eintrag zum Schutzgut) beschrieben oder begründet, warum die-

ses Thema durch die Planung nicht betroffen ist.  
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Vorgaben, Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes mit Bezug zur Bauleitplanung gemäß Fach-
gesetzen, Verordnungen, Richtlinien, technischen Regelwerken, Normen, übergeordneten Planun-
gen (Landesentwicklungsprogramm, Regionalplan, Flächennutzungsplan) und Fachplanungen 
(Landschaftsentwicklungskonzept, Landschaftsplan, Arten- und Biotopschutzprogramm, Arten-
schutzkartierung) (siehe Quellenverzeichnis) 

Vorgabe, Ziel, 
Grundsatz 

betroffen Begründung/ Berücksichtigung  

Artenschutz   Begründung: Teilaufhebung eines Bebauungsplans und künftig 
Außenbereich nach § 35 BauGB 

Gemäß Artenschutzkartierung FIN WEB + vom 12.01.2024 sind 
keine geschützten Arten im Geltungsbereich oder der näheren 
Umgebung nachgewiesen. 

Da keine weitere Entwicklung des Gebietes vorgesehen ist, sind 
keine Beeinträchtigungen zu erwarten.  

Die vorhandenen Pflanzen und Tiere können sich ausbreiten. 

Biotopverbund  Begründung: kein Eingriff in und keine Unterbrechung von selte-
nen zusammenhängenden Lebensraumstrukturen, keine Isolie-
rung bzw. Abriegelung wichtiger Kernlebensräume, der Artenaus-
tausch bleibt erhalten, keine Unterbrechung regionaler Biotopver-
bundachsen. 

Je nach Intensität der bestehenden Nutzung (Fahrfläche, Park-
platz) Sukzession auf der Fläche  

Vermeidung und 
Minimierung von 
Eingriffen in Na-
turhaushalt und 
Landschaftsbild, 
Verringerung der 
Umweltauswir-
kungen 

 Begründung: Teilaufhebung eines Bebauungsplanes; keine Ein-
griffe in Natur und Landschaft erwartet. 

Keine weitere Nutzung des Gebietes. 

Ausgleich von 
Eingriffen in Na-
turhaushalt und 
Landschaftsbild 

 Begründung: Teilaufhebung eines Bebauungsplans, dadurch 
kein Eingriff in Naturhaushalt und Landschaftsbild  

Keine weitere Nutzung des Gebietes. 

Bisher hergestellte Ausgleichsfläche kann für andere Vorhaben 
genutzt werden 

Bodenschutz/ Er-
halt von Boden-
funktionen 

 Begründung: Beim Plangebiet handelt es sich um eine unbe-
baute, verdichtete Fläche. Mit der Teilaufhebung wird das Gebiet 
auch in Zukunft nicht bebaut. Eine Entsiegelung ist jedoch nicht 
vorgesehen. 

Flächensparen 
und Vermeidung 
von Zersiedelung 

 Begründung: Teilaufhebung eines Bebauungsplanes für eine 
Fläche an der Autobahn. 

Keine Zerteilung von Lebensräumen, keine zusätzliche Inan-
spruchnahme von Flächen. 

Hochwasser-
schutz und 
Schutz vor Ge-
fahren durch 
Oberflächenwas-
ser 

 Begründung: Im Plangebiet befinden sich keine Oberflächenge-
wässer. Mit Schicht- und Hang(austritts)wasser und wild abflie-
ßendem Oberflächenwasser (verursacht durch starke Nieder-
schläge) ist aufgrund der topografischen Verhältnisse nicht zu 
rechnen (keine Geländerinne, keine Hanglage oder Lage am 
Hangfuß). Gemäß BayernAtlas des Bay. Staatsministeriums der 
Finanzen und für Heimat befindet sich das Plangebiet nicht im 
Umgriff von Überschwemmungsgebieten, Hochwasserrisikogebie-
ten oder Hochwasserentstehungsgebieten.  

Wassersensibler 
Bereich 

 Der Geltungsbereich liegt im wassersensiblen Bereich. 
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Vorgaben, Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes mit Bezug zur Bauleitplanung gemäß Fach-
gesetzen, Verordnungen, Richtlinien, technischen Regelwerken, Normen, übergeordneten Planun-
gen (Landesentwicklungsprogramm, Regionalplan, Flächennutzungsplan) und Fachplanungen 
(Landschaftsentwicklungskonzept, Landschaftsplan, Arten- und Biotopschutzprogramm, Arten-
schutzkartierung) (siehe Quellenverzeichnis) 

Vorgabe, Ziel, 
Grundsatz 

betroffen Begründung/ Berücksichtigung  

Schutz von Trink-
wasser und 
Grundwasser 

 Begründung: Trinkwasserschutzgebiete und Heilquellenschutz-
gebiete liegen gemäß UmweltAtlas Bayern Themenkarte „Gewäs-
serbewirtschaftung“ nicht innerhalb des Geltungsbereiches. 

Klimaschutz  Begründung: keine Beanspruchung von Mooren, Auen, Feucht-
gebieten und Wäldern als Flächen mit hoher Treibhausgas-Sen-
kenfunktion. Das Gebiet liegt neben der Autobahn und ist versie-
gelt. Keine zusätzliche Aufheizung. 

Anpassung an 
den Klimawandel 

 Begründung: Bereich ist großenteils versiegelt. Keine Entsiege-
lung vorgesehen. 

Die Gehölzbereiche im Westen sollen erhalten bleiben (nicht Teil 
der Aufhebung) 

Regionaler  
Grünzug 

 Begründung: nicht vorhanden 

Regionales 
Trenngrün  

 Begründung: nicht vorhanden 

Schutz und Ent-
wicklung des 
Landschaftsbil-
des  

 Begründung: Teilaufhebung eines Bebauungsplans. Erhalt der 
Gehölzreihe im Westen (nicht Teil der Aufhebung), im Osten 
grenzt die Inntalautobahn an. 

landschaftliches 
Vorbehaltsgebiet 

 Begründung: liegt innerhalb des landschaftlichen Vorbehaltsge-

biets; ursprünglich Teil der Autobahn; Keine Bebauung vorgese-
hen, fällt künftig unter §35 BauGB 

Immissionsschutz  Begründung: Gegenwärtig Nutzung der Fläche als Parkplatz.  

Immissionen von der benachbarten landwirtschaftlichen Nutzung.  

Lärmimmissionen durch die Autobahn.  

Keine Bebauung vorgesehen; keine Schutzwürdigen Nutzungen 
innerhalb des Geltungsbereichs 

Altlasten  Begründung: Fläche ist seit Jahren versiegelt und wurde als 
Parkplatz für die LKW Abfertigung an der Zollstation genutzt. 

Keine Bebauung der Fläche vorgesehen. Keine Altlasten bekannt. 

Bannwald, 
Schutzwald, Na-
turwald oder 
Wald mit Funktio-
nen gemäß Wald-
funktionsplanung 

 Begründung: nicht vorhanden 

Natura 2000-Ge-
biete (FFH-
Gebiete, Vogel-
schutzgebiete) 

 Begründung: nicht vorhanden 

Naturschutzge-
biet 

 Begründung: nicht vorhanden 

Nationalpark  Begründung: nicht vorhanden 

Naturdenkmal  Begründung: nicht vorhanden 
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Vorgaben, Ziele und Grundsätze des Umweltschutzes mit Bezug zur Bauleitplanung gemäß Fach-
gesetzen, Verordnungen, Richtlinien, technischen Regelwerken, Normen, übergeordneten Planun-
gen (Landesentwicklungsprogramm, Regionalplan, Flächennutzungsplan) und Fachplanungen 
(Landschaftsentwicklungskonzept, Landschaftsplan, Arten- und Biotopschutzprogramm, Arten-
schutzkartierung) (siehe Quellenverzeichnis) 

Vorgabe, Ziel, 
Grundsatz 

betroffen Begründung/ Berücksichtigung  

Landschafts-
schutzgebiet  

 Begründung: Das Landschaftsschutzgebiet „Inntal- Süd“ liegt 
östlich der Autobahn. Durch die Teilaufhebung ergeben sich keine 
Auswirkungen. 

geschützter 
Landschaftsbe-
standteil 

 Begründung: nicht vorhanden 

gesetzlich ge-
schützte Biotope 

 Begründung: nicht vorhanden 

Erhalt, Entwick-
lung und Vernet-
zung schutzwür-
diger Biotope 

 Begründung: nicht vorhanden 

Erholung  Begründung: Plangebiet besitzt gegenwärtig keine besondere 
Bedeutung für die Erholung (Lärm durch Autobahn). Es führen 
keine Rad- oder Wanderwege durch das Plangebiet. Durch die 
Aufhebung ergeben sich keine negativen Auswirkungen auf die 
Erholung 

Artenschutzkar-
tierung 

 Begründung: keine Fundpunkte nach der Artenschutzkartierung 
im Plangebiet oder dessen näherer Umgebung 

Ökoflächenkatas-
ter 

 Begründung: nicht vorhanden 

Denkmalschutz, 
Schutz des kultu-
rellen Erbes 

 Begründung: Gemäß Bayerischen Denkmalatlas befinden sich 
keine Bau- und Bodendenkmäler im Geltungsbereich des Vorha-
bens. Auch fernwirksame, landschaftsprägende Baudenkmäler 
befinden sich nicht in der näheren Umgebung. Wirkräume von 
Baudenkmälern oder bedeutende Sichtbeziehungen werden nicht 
beeinträchtigt. 

  



Kiefersfelden Teilaufhebungssatzung „GE Autobahn West“ - Umweltbericht 20.03.2024 

 
 

 

 

PV Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München KIE 2-11  Seite 9/14 

2.3 Festlegung des Untersuchungsrahmens (Scoping) 

Zusammenfassung von Punkt 2.2 und Festlegung des Untersuchungsaufwandes: 

Schutzgut Betroffenheit Begründung 

Boden  Gegenwärtig versiegelt; keine zusätzliche Ver-
dichtung oder Versiegelung, aber auch keine 
Entsiegelung 

Fläche  Aufhebung eine Bebauungsplanes, keine Neu-
inanspruchnahme von Flächen 

Wasser  Plangebiet liegt im wassersensiblen Bereich; 

Früher Teil der Autobahn mit Nutzung als Park-
platz; im Bebauungsplan als GEe ausgewie-
sen. Keine Veränderung der Situation abseh-
bar. 

Luft und Klima  keine klimatisch wirksamen Elemente; 

derzeit Verkehrsfläche/Parken; keine bauliche 
Entwicklung, aber auch keine Entsiegelung 

Arten und Biotope und 
biologische Vielfalt 

 Keine geschützten Arten; keine Beeinträchti-
gung von Arten und Lebensräumen 

Gehölze werden erhalten  

Orts- und Landschafts-
bild 

 Fläche an der Inntalautobahn, keine Bebauung 
vorgesehen, Erhalt der bestehenden Gehölz-
strukturen 

Mensch  Parkplatz an der Autobahn 

Kultur- und Sachgüter  nicht vorhanden 

3. Merkmale des Vorhabens mit Wirkung auf die Umwelt 

Im Folgenden (Ziffern 3, 4 und 6 des Umweltberichts) werden die umweltrelevanten 

Faktoren des Vorhabens einschließlich der Maßnahmen zur Vermeidung und Verrin-

gerung von schädlichen Umweltauswirkungen beschrieben und die Schutzgüter be-

nannt, für die sich aufgrund der Beschaffenheit des Vorhabens erhebliche negative 

Auswirkungen ergeben (Wie ist das Vorhaben beschaffen und wie wirkt es auf die 

Umwelt?). Die Tiefe der Aussagen richtet sich dabei nach der Planungsebene und 

den verfügbaren Informationen über das Vorhaben.  

Es handelt sich um eine Teilaufhebung eines Bebauungsplanes. Im Geltungsbereich 

wurden keine baulichen Anlagen errichtet.  

Die Fläche war einst Teil der Zollstation am Grenzübergang Kiefersfelden und wurde 

als Parkplatz genutzt. Der Boden war 2003 bereits versiegelt.  
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Abb. 3 Geltungsbereich im Jahr 2003, ohne Maßstab© Bayerische Vermessungsverwaltung, Stand 
19.07.2003 

Mit der Aufhebung bleibt das Areal unbebaut. Eine weitere Nutzung ist nicht vorgese-

hen. Planungsrechtlich wird der Bereich künftig unter § 35 BauGB fallen. Bleibt das 

Areal sich selbst überlassen, werden die Betonplatten langsam verwittern und Pio-

nierpflanzen werden sich in Löcher und Ritzen ansiedeln und den Beton weiter zer-

stören.    

Es ergeben sich somit keine erheblich negativen Auswirkungen auf die Schutzgüter. 

Tiefergehende Untersuchungen der Schutzgüter sind nicht erforderlich. 

3.1 Emissionen (Schadstoffe, Lärm, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlung) 

Von der benachbarten landwirtschaftlichen Nutzung können Staub,- Lärm- und Ge-

ruchsemissionen ausgehen.  

Von der Inntalautobahn gehen Lärmemissionen aus. Im Geltungsbereich der Aufhe-

bung werden tagsüber 72 dB(A) erreicht. 

3.2 Abfallerzeugung, -entsorgung und -verwertung 

Abfall fällt im Plangebiet nicht an. Es ist auch keine Nutzung vorgesehen, die Abfall 

verursacht.  
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3.3 Eingesetzte Stoffe und Techniken 

Die Fläche wird derzeit teilweise als Parkplatz genutzt. Ansonsten liegt die Fläche 

brach. Besondere Stoffe und Techniken kommen nicht zum Einsatz. 

3.4 Anfälligkeit des Vorhabens für schwere Unfälle und Katastrophen 

Bei der Bewertung von Umweltrisiken ist die Anfälligkeit der nach dem Bauleitplan 

zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen oder die Nähe des Plan-

gebietes zu einem solchen Vorhaben entscheidend, z.B. Störfallbetriebe / Betriebe, 

die mit gefährlichen Stoffen umgehen (Störfallverordnung, Seveso III-Richtlinie, § 50 

BImSchG). 

Aufgrund der Beschaffenheit und der Lage des Vorhabens liegt keine Anfälligkeit für 

schwere Unfälle und Katastrophen vor. Störfallbetriebe in der näheren Umgebung 

sind nicht bekannt. 

3.5 Kumulierung von Umweltauswirkungen mit benachbarten Vorhaben 

Negative Umweltauswirkungen können sich anhäufen durch Planungen in vorbelas-

teten Bereichen oder im Nahbereich von Vorhaben mit ähnlichen Umweltauswirkun-

gen. 

Eine Kumulierung von Umweltauswirkungen ist hier nicht zu erwarten.  

4. Prognose bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt der bestehende Bebauungsplan weiterhin 

gültig. Das Plangebiet könnte, wie im Bebauungsplan vorgesehen, bebaut werden.  

5. Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen 

5.1 Vermeidung und Minimierung 

Durch die Teilaufhebung erfolgt kein Eingriff in Natur und Landschaft. 

Der Bereich wird künftig dem § 35 BauGB zugeordnet. 

5.2 Ausgleich 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde der Ausgleichsbedarf ermittelt. 

Für die Teilaufhebung des Bebauungsplanes ist ebenfalls kein Ausgleich erforderlich, 

da keine bauliche Entwicklung vorgesehen ist.  

Der zugehörige Ausgleich für die Fläche wird nicht mehr benötigt und kann einem 

anderen Vorhaben zugeordnet werden.  
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6. Prüfung alternativer Planungsmöglichkeiten 

Da es sich lediglich um eine Teilaufhebung eines bestehenden Bebauungsplanes 

handelt, wurden keine Alternativen geprüft. 

7. Beschreibung der Methodik, Hinweise auf Schwierigkeiten und 

Kenntnislücken 

Im vorliegenden Umweltbericht wird eine Bestandsaufnahme der umweltrelevanten 

Schutzgüter, die durch das Vorhaben betroffen sein können, durchgeführt. Die Dar-

stellung und Bewertung der Umweltauswirkungen erfolgt verbal argumentativ. Für die 

Bewertung war die Ausgleichbarkeit von Auswirkungen ein wichtiger Indikator. 

Die Beurteilung der Aspekte des Umweltschutzes zum Zeitpunkt der Aufhebung des 

Bebauungsplans erfolgt durch Auswertung vorhandener Unterlagen. Eine Begehung 

war nicht erforderlich, da sich aufgrund der Aufhebung keine Anhaltspunkte für eine 

weitergehende Untersuchungspflicht ergaben.  

 

Als Grundlage für die Darstellungen wurden verwendet: 

- UmweltAtlas Bayern: Boden 

- Bodenschätzungs-Übersichtskarte von Bayern M 1:25.000 

- Übersichts- Bodenkarte M 1:25.000 

- Landwirtschaftliche Standortkartierung 

- UmweltAtlas Bayern: Gewässerbewirtschaftung 

- BayernAtlas: Naturgefahren 

- Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz (FIN-Web+) 

- Bayerischer Denkmal-Atlas 

- Rechtswirksamer Flächennutzungsplan der Gemeinde Kiefersfelden 

- Regionalplan Region 18 

- Landesentwicklungsprogramm Bayern  

 

Sonstige Gutachten und Fachplanungen wurden im Rahmen der Planung nicht er-

stellt.  

Kenntnislücken: 

Es handelt sich um die Teilaufhebung eines Bebauungsplanes. Es wird davon Aus-

gegangen, dass sich der derzeitige Zustand nicht ändert. 

8. Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen  

(Monitoring) 

Ein Monitoring ist nicht erforderlich. 
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